
Öffentliche Bekanntmachung der Stadt Jena 

10.03.202 

Vollzug des Gesetzes zur Verhütung und Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim Menschen 
(Infektionsschutzgesetz - lfSG) 

Allgemeinverfügung 

Der Oberbürgermeister der Stadt Jena ordnet als Gesundheitsamt gemäß § 28 Absatz 1 Satz 1 
und 2 des Gesetzes zur Verhütung und Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim Menschen 
(Infektionsschutzgesetz - lfSG) in der derzeit gültigen Fassung in Verbindung mit§ 35 Satz 2 des 

Thüringer Verwaltungsverfahrensgesetzes (ThürVwVfG) in der derzeit gültigen Fassung 
nachfolgende Allgemeinverfügung zum Schutze der öffentlichen Sicherheit an: 

1. In dem gesamten Stadtgebiet Jenas ist es untersagt, Veranstaltungen,
Vergnügungen und sonstige Ansammlungen sowie Versammlungen und Aufzüge mit
einer Anzahl von über 500 Teilnehmern durchzuführen oder hieran teilzunehmen.
Dies bezieht sich sowohl auf solche unter freiem Himmel als auch in geschlossenen
Räumen. Zu den Veranstaltungen, Vergnügungen oder sonstigen Ansammlungen
gehören insbesondere Tanz- und Sportveranstaltungen, Messen und Ausstellungen .

2. Die Allgemeinverfügung gilt ab sofort bis einschließlich zum 19. April 2020.

3. Diese Allgemeinverfügung wird am Tage nach der Bekanntgabe in der örtlichen
Presse wirksam.

Begründung 

Gemäß § 2 Nr. 5 der Thüringer Verordnung zur Regelung von Zuständigkeiten · und zur 
Übertragung von Ermächtigungen nach dem Infektionsschutzgesetz (ThürlfSGZustVO) vom 2. 
März 2016 ist die Stadt Jena als kreisfreie Stadt im übertragenen Wirkungskreis die zuständige 
Behörde für die Anordnung von Schutzmaßnahmen nach § 28 Abs. 1 Satz .1 und 2 lfSG. 

Werden gemäß § 28 Abs. 1 Satz 1 lfSG Kranke, Krankheitsverdächtige, Ansteckungsverdächtige 
oder Ausscheider festgestellt oder ergibt sich, dass ein Verstorbener krank, krankheitsverdächtig 
oder Ausscheider war, so trifft die Stadt Jena als zustäm;iige Behörde die notwendigen 
Schutzmaßnahmen, insbesondere die in den§§ 29 bis 31 lfSG genannten, soweit und solange es 
zur Verhinderung der Verbreitung übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. Unter den 
Voraussetzungen von Satz 1 . kann die zuständige Behörde Veranstaltungen oder sonstige 
Ansammlungen einer größeren Anzahl von Menschen beschränken oder verbieten und 
Badeanstalten oder in § 33 genannte Gemeinschaftseinrichtungen oder Teile davon schließen; sie 
kann auch Personen verpflichten, den Ort, an dem sie sich befinden, nicht zu verlassen oder von 
ihr bestimmte Orte nicht zu betreten, bis die notwendigen Schutzmaßnahmen durchgeführt worden 
sind (§ 28 Abs. 1 Satz 2 lfSG) . 

. Seit Februar diesen Jahres breitet sich die durch das Coronavirus SARS-CoV-2 hervorgerufene 
akute Atemwegserkrankung Covid-19 in Deutschland aus. Bisher sind über 1.100 Menschen 
positiv auf das Virus getestet worden ( Stand: 9.3.2020). Es traten auch in Deutschland erste 

Todesfälle auf. Alle Verdachtsfälle innerhalb Jenas haben sich bis zum jetzigen Zeitpunkt nicht 
bestätigt. 








